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KAV fordert Augenmaß zum Auftakt der Tarifver-

handlungen im kommunalen ÖPNV 

 
Arbeitgeber machen katastrophale Finanzlage der Kommunen deutlich –  

KAV: Ziel muss es sein, den Status quo zu sichern – Kein Spielraum für Erhöhung von 

Zuschlägen 

 

STUTTGART Zum Auftakt der Tarifverhandlungen für den kommunalen ÖPNV in Ba-

den-Württemberg hat der Kommunale Arbeitgeberverband Baden-Württemberg (KAV) 

seine Position klar dargelegt. Zum Verhandlungsbeginn mit der Gewerkschaft Verdi 

machten die Arbeitgeber deutlich, dass der finanzielle Spielraum in den Kommunen 

ausgeschöpft ist und weitere Kostensteigerungen nicht zu bewältigen sind. „Es ist für 

die Kommunen schon heute extrem herausfordernd, den Status quo überhaupt zu hal-

ten“, sagte Hauptgeschäftsführerin Sylvana Donath, in Stuttgart.  

 

Dramatische Finanzlage der Kommunen 

Der KAV schilderte zu Beginn der Gespräche die angespannte Situation in vielen Städ-

ten und Gemeinden. „Wegbrechende Gewerbesteuereinnahmen, Gewerbesteuerrück-

zahlungen, steigende Ausgaben und vielfach noch nicht genehmigte Haushalte schrän-

ken die Handlungsmöglichkeiten der Kommunen aktuell massiv ein “, erklärte Donath. 

Gerade freiwillige kommunale Leistungen wie der öffentliche Nahverkehr gerieten 

dadurch besonders unter Druck. In vielen Städten gehe es längst nicht mehr um die 

Frage, ob Angebotskürzungen notwendig werden, sondern nur noch um deren Um-

fang. Die Arbeitgeber machten deutlich, dass zusätzliche Forderungen nach höheren 

Zuschlägen in der aktuellen Situation nicht finanzierbar seien.  



 

Bereits umfangreiche Verbesserungen vereinbart 

Der KAV verwies auf die bereits vereinbarten tariflichen Verbesserungen, die über das 

laufende Jahr hinaus gültig sind. „Die Entgelte sind seit 2023 inklusive aller Zuschläge 

um mehr als 20 Prozent gestiegen“, erklärte KAV-Hauptgeschäftsführerin Sylvana Do-

nath. „Dazu kämen weitere fest vereinbarte Entgelterhöhungen, unter anderem ein Plus 

von durchschnittlich 2,8 Prozent im Mai 2026.“ Die Haushaltslage der Kommunen be-

zeichnete Donath als „katastrophal“, viele Kommunen hätten „keine Luft mehr zum At-

men“ – und es gebe keinen Spielraum für eine weitere Erhöhung von Zuschlägen.  

Der breiten Öffentlichkeit sei nicht vermittelbar, wenn aktuell im kommunalen Nahver-

kehr mit sicheren Arbeitsplätzen weiter über massive Zuschläge diskutiert wird. „Statt 

über finanzielle Verbesserungen wird in der Privatwirtschaft über Effizienzsteigerungen 

diskutiert“, sagte Donath.   

 

Gemeinsame Verantwortung für den ÖPNV 

Die Arbeitgeber betonten, dass sie zu konstruktiven Gesprächen bereit seien, wenn 

dabei die schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Blick behalten werden. 

Ziel bleibe es, einen leistungsfähigen und verlässlichen kommunalen ÖPNV zu erhalten 

und weitere Einschnitte nach Möglichkeit zu vermeiden.  

Die Tarifverhandlungen sollen am Montag, 9. Februar, fortgesetzt werden. 

 

Hintergrund:  

Der Tarifvertrag-Nahverkehr (BzTV-N BW) betrifft in Baden-Württemberg etwa 6.700 

Beschäftigte. Der KAV vertritt landesweit die kommunalen Verkehrsunternehmen der 

Städte Stuttgart, Baden-Baden, Konstanz, Freiburg, Heilbronn, Esslingen und Karlsruhe. 

In allen Bundesländern (außer derzeit Niedersachsen) wird im kommunalen Nahverkehr 

verhandelt. In einigen Bundesländern haben die Tarifverhandlungen bereits begonnen. 

Für Rückfragen steht Ihnen Frau Donath unter 0711 – 222 998 22 (sylvana.donath@ka-

vbw.de) gerne zur Verfügung 


